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Sachsen

Rund 6 000 Demonstranten
protestierten bei ihrem Marsch
durch die Dresdner Innenstadt
am 22. März lautstark gegen
die Blockadehaltung, die die
Arbeitgeber bis dahin an den
Tag gelegt hatten.

„Die Arbeitgeber lehnen unsere
Forderung ab, weil die öffent-
lichen Kassen leer sind, wie sie
sagen. Und was ist mit euren
Portemonnaies, liebe Kollegin-
nen und Kollegen? Die beste-
hen doch auch immer mehr
aus Zwiebelleder, oder?", fragte
Thomas Hirschel, der Landes-
vorsitzende der Fachgewerk-
schaft der Straßen- und Ver-
kehrsbeschäftigten (VDStra.) in
Sachsen und Thüringen bei der
Kundgebung auf dem Rathaus-
platz. „Die Belastungen von

> uns Straßenwärtern finden in
der Fürsorgepflicht der Arbeit-
geber nur unzureichend ihren
Niederschlag“, kritisierte Hir-
schel. „Straßenwärter bei Bund
und Kommunen erhalten keine
Gefahrenzulage. Und trotz-
dem: Für die Sicherheit auf un-
seren Straßen tun sie alles! Da-
für dürfen sie, wie auch allen
anderen Beschäftigten des öff-
entlichen Dienstes, die unser
Land jeden Tag am Laufen hal-
ten, etwas verlangen: Respekt
und einen Lohn, von dem man
leben kann!“ 

Sachsen-Anhalt

In Halle an der Saale waren am
7. März 2012 400 Beschäftigte,
davon 60 aus der Stadtverwal-
tung, dem Streikaufruf der dbb
tarifunion gefolgt. Claudia Ziol-
kowski, Sachbearbeiterin im Ju-

>

gendamt der Stadtverwaltung
Halle: „In den letzten Jahren ist
bei uns ständig umstrukturiert
worden. Für Gutachten sind da-
bei hohe Honorare an externe
Berater geflossen. Deshalb ist
unsere bescheidene Forderung
nach 6,5 Prozent mehr Geld ge-
recht und angemessen. Alles
wird teurer: Lebensmittel, Gas,
Strom, Benzin. Ein Blick auf die
Zapfsäulen der Tankstellen lässt
mir die Zornesröte ins Gesicht
steigen. Die Inflation hat die be-
scheidenen Tariferhöhungen
aus der letzten Einkommens-
runde längst aufgezehrt. Ich bin
nicht länger bereit, Reallohnver-
luste hinzunehmen. Deshalb
bin ich als DVG-Mitglied heute
beim Warnstreik dabei.“

Torsten Grabow, Vorsitzender
der dbb landestarifkommission:
„Was in der ersten Verhand-
lungsrunde passiert ist, ist ein
Festhalten der Arbeitgeber am
bekannten Ritual, zunächst
kein Angebot vorzulegen und
das Klagelied der leeren Kassen
anzustimmen.“ Es gehe nicht
nur um die klammen Kassen
der Kommunen, sondern auch
um die klammen Kassen der
Beschäftigten. Die Forderungen
der Gewerkschaften seien ge-
recht und angesichts höherer
Steuereinnahmen in den Kom-
munen auch bezahlbar. Mit
Blick auf die zweite Verhand-
lungsrunde forderte Grabow
ein verhandlungsfähiges Ange-
bot von den Arbeitgebern.

Ost-Aktionen zur Einkommensrunde 2012:

Druck brachte Erfolg
Die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes bei Bund und Kommunen
sind in der Nacht vom 30. auf den 31. März 2012 in Potsdam zu einem positiven Abschluss gekom-
men. Gewerkschaften und Arbeitgeber einigten sich auf Einkommenszuwächse von insgesamt
6,4 Prozent bei einer Laufzeit von zwei Jahren. Ganztägige Warnstreiks und Aktionen haben auch
in den neuen Bundesländern dazu beigetragen, den Druck zu erhöhen: In vielen Stadtverwaltun-
gen, Kindertagesstätten, kommunalen Dienstleistungsbetrieben und bei Straßenmeistereien gab
es im Vorfeld der entscheidenden Verhandlungsrunde Warnstreiks, flankiert von Demos und Pro-
testaktionen. 

Beteiligten sich an der Streikaktion in Dresden: Jens Weichelt, Vorsit-
zender des Sächsischen Lehrerverbandes; Rita Kiriasis, Vorsitzende des
Seniorenverbandes BRH Sachsen, und Wolfgang Renner, stellvertreten-
der Landesvorsitzender des sbb. 

>

Protest in Erfurt: Auf dem Anger demonstrierten Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes für mehr Einkommen.

>
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Die „zweite Welle“ erreichte
Halle am 22. März 2012: Rund
4 000 Beschäftigte aus kommu-
nalen Einrichtungen und
Bundesbehörden hatten an die-
sem Tag ihren Ärger über das
unzureichende Angebot der Ar-
beitgeber in der zweiten Ver-
handlungsrunde zum Ausdruck
gebracht. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus Stadtverwal-
tungen, Kindertagesstätten,
Sparkassen und kommunalen
Dienstleistungsbetrieben, aber
auch Beschäftigte der Deut-
schen Rentenversicherung
Mitteldeutschland, marschier-
ten in einem gemeinsamen De-
monstrationszug zum Riebeck-
platz. Willi Russ, 2. Vorsitzender
der dbb tarifunion, sagte in sei-
ner Rede: „Man muss von sei-
ner Arbeit leben können. Ein öf-
fentlicher Dienst, der funktions-
tüchtig bleiben soll und als Ar-
beitgeber für Nachwuchskräfte
attraktiver werden muss, ist
nicht für 3,3 Prozent mehr Lohn
bei einer Laufzeit von 24 Mona-
ten zu haben!“ Sein Appell an
die Arbeitgeber von Bund und
Kommunen: „Unterschätzen
Sie uns nicht, die Arbeitnehmer
sind nicht länger bereit, noch
Geld mitzubringen. Die Bereit-
schaft der Beschäftigten, ihre
Forderungen auf die Straße zu
tragen, wächst mit jeder Pro-
testaktion!“

Thüringen

In Thüringen waren am
22. März mehr als 1 000 Be-
schäftigte dem Streikaufruf
gefolgt und legten in Erfurt die
Arbeit in der Stadtverwaltung

>

und anderen Bereichen zu ei-
nem befristeten Warnstreik
nieder. Auf dem Erfurter Anger
sagte der Landesvorsitzende
des tbb und stellvertretende
Bundesvorsitzende der dbb ta-
rifunion Helmut Liebermann:
„Unsere Forderungen sind fair
und bezahlbar. Seit 1991 sind
insgesamt über ein Drittel der
Arbeitsplätze abgebaut wor-
den. Der öffentliche Dienst ist
überaltert. In den nächsten
Jahren werden zahlreiche Be-
schäftigte in den Ruhestand
treten und damit über 700 000
Neueinstellungen nötig sein.
Die Wahrheit ist, dass im öff-
entlichen Dienst akute Nach-
wuchsprobleme bestehen!“
Liebermann unterstrich die
Forderung nach Übernahme
aller Auszubildenden, der Er-
stattung der Fahrtkosten zu
den überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten sowie einer Ver-
besserung der Auszubilden-
denvergütung. „Wir wollen,
dass unser Staat auch in Zu-
kunft ein starker Staat bleibt.

Und das funktioniert nur,
wenn man der Argumentation
von Ursula von der Leyen
folgt: ‚Das Grundversprechen
der sozialen Marktwirtschaft
lautet: Wenn alle fleißig mit-
arbeiten, werden alle am Er-
folg und Wohlstand beteiligt!‘
Zum Nulltarif ist das aber
nicht zu haben und Thüringen
trägt im Vergleich der Bundes-
länder seit Jahren die rote
Laterne beim Einkommens-
niveau.“

Der Landesvorsitzende der
Kommunalgewerkschaft kom-
ba, Burkhard Zamboni, stellte
klar: „Die Beschäftigten sind
nicht die Spardose der öffent-
lichen Arbeitgeber. Man kann
den Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst nicht immer
mehr Aufgaben zuweisen, oh-
ne die Arbeitsbedingungen
anzupassen. Wut und Zorn bei
den Betroffenen sind deren
Reaktionen. Es ist Zeit, die Ge-
schichte vom ,faulen überbe-
zahlten Amtsdiener‘ dahin zu
packen, wo sie hingehört – ins
Antiquariat.“

Mecklenburg-
Vorpommern

Auch Streikende aus Mecklen-
burg-Vorpommern haben zum
positiven Abschluss der Lohn-
runde beigetragen. 

Der in Potsdam der Verhand-
lungskommission angehören-
de dbb Landeschef Dietmar
Knecht begrüßt den nach ei-
nem zähen mehr als 45-stün-

>

digen Verhandlungsmarathon
zustande gekommen Kompro-
miss als „gelungenen Spagat
zwischen der Kassenlage der
Beschäftigten und der Kassen-
lage der öffentlichen Haushal-
te, insbesondere der Kommu-
nen“. „Ich bedanke mich
außerdem bei den streikberei-
ten Beschäftigten, aber auch
bei den sich solidarisierenden
Beamten, die am 6. und 26.
März in Rostock und Schwerin
zu diesem Tarifabschluss bei-
getragen haben. Der dadurch
erhöhte Druck auf die Arbeit-
geberseite hat dazu geführt,
dass ein erheblich verbessertes
Angebot unterbreitet wurde.
Wir können Streik, wir können
aber auch Kompromiss!" 

In Mecklenburg-Vorpommern
sind knapp 50 000 Menschen
von den Tarifverhandlungen
bei Bund und Kommunen be-
troffen. �
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Mehrere Tausend Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in Bund und
Kommunen versammelten sich am 22. März 2012 auf dem Riebeck-
platz in Halle.

>



Die DSTG-Vertreter lobten im
Rahmen des Gesprächs Anfang
des Jahres, dass das Land das
jüngste Tarifergebnis für die

Beschäftigten der Länder eins zu
eins auf den Beamtenbereich
übertragen habe. Leider seien ei-
nige andere Bundesländer dieser
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Gesprächsteilnehmer waren
von Seiten des Finanzministe-
riums Staatssekretär Dr. Jost
Mediger und die Referatsleite-
rin für Tarifrecht und Unter-
haltssicherung, Antje Wede-
pohl. Für den dbb nahmen
Bundestarifkoordinator Hel-
mut Overbeck, dbb Landesvor-
sitzender Dietmar Knecht und
dbb Tarifreferent Matthias Ma-
cha teil.

Gegenstand des Zusammen-
treffens war die Frage, ob die
im TV-L vorgesehene Möglich-
keit, auf landesbezirklicher
Ebene einen Tarifvertrag über
Altersteilzeit abzuschließen,
im Land Mecklenburg-Vorpom-
mern umgesetzt werden kann.

Wissenstransfer 
ermöglichen 

Overbeck warb für die Mög-
lichkeiten, die ein Tarifvertrag
zur Altersteilzeit bietet und
verwies auf den zwischenzeit-
lich abgeschlossenen Tarifver-
trag zur Altersteilzeit im Land
Sachsen-Anhalt sowie den ho-
hen Stellenwert, den diese Fra-
ge bei den Beschäftigten auch
in Mecklenburg-Vorpommern
genießt. Er wies darauf hin,

>

dass die Altersteilzeit im Teil-
zeitmodell den gewünschten
Wissenstransfer von älteren
auf junge Beschäftigte ermög-
licht und damit auch ein sinn-
volles Mittel ist, um die Proble-
me des demographischen
Wandels abzufedern und
gleichzeitig „Know-how-Ver-
lust“ vorzubeugen. In diesem
Zusammenhang erläuterte er
ergänzend, dass insoweit auch
die Konzepte eines Gesund-
heitsmanagements und der
Umstellung der Führungskul-
tur sinnvolle Mittel sind, um
den Auswirkungen des anste-
henden demographischen
Wandels entgegenzusteuern.
Er übergab den Arbeitgebern
einen Folienvortrag, in dem
entsprechende Konzepte vor-
gestellt werden.

Personalabbau
Die Arbeitgeberseite zeigte
sich zwar im Hinblick auf das
Problem des demographischen
Wandels aufgeschlossen, stell-
te aber klar, dass aus ihrer
Sicht der Tarifvertrag zur ATZ in
Sachsen-Anhalt nur ein Mittel
zum Personalabbau sei. In
Mecklenburg-Vorpommern sei

>

man hier schon weiter und be-
nötige einen Tarifvertrag zur
Altersteilzeit nicht. Verhand-
lungen über den Abschluss ei-
nes Tarifvertrages zur Alters-
teilzeit auf landesbezirklicher
Ebene werde es daher mit dem
Land Mecklenburg-Vorpom-
mern nicht geben. Erforder-
licher Personalabbau werde
über die „natürliche“ Fluktua-
tion vollzogen oder in Sonder-
bereichen wie den Berufsschu-
len über andere Personalan-
passungsmittel umgesetzt. 

Interessiert zeigten sich die Ar-
beitgeber hingegen an den er-
wähnten Konzepten des Ge-
sundheitsmanagements sowie
der Etablierung einer neuen
Führungskultur, um vorbeu-

gend auf die Herausforderun-
gen des demographischen
Wandels reagieren zu können.
Allerdings wiesen die Arbeitge-
ber darauf hin, dass insbeson-
dere im Bereich des Gesund-
heitsmanagements auch die
Bereitschaft der Beschäftigten
gefordert sei, sich entspre-
chend zu engagieren. Auch die
Änderung der Führungskultur
sei ein sinnvolles Mittel  – hier
seien im Land Mecklenburg-
Vorpommern bereits Ansätze
vorhanden, wie etwa die
Durchführung von Vorgesetz-
tenbewertungen. Dies könne
aber noch ausgeweitet wer-
den. Insgesamt bestünden hier
„identische Interessen“ zwi-
schen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften. �

Altersteilzeit in Mecklenburg-Vorpommern:

Keine Verhandlungen
Am 26. März fand im Schweriner Finanzministerium ein Sondierungsgespräch über
die Aufnahme von Gesprächen über den Abschluss eines Tarifvertrags zur Altersteilzeit statt. 

DSTG:

Kein Abbau bei Steuerfahndung
Ein plötzlicher Wintereinbruch mit Schnee und Eis war kein Hinderungsgrund für den DSTG-Bundesvor-
sitzenden Thomas Eigenthaler, den DSTG-Landesvorsitzenden Frank Höhne und dessen Stellvertreterin
Antje Timm, die Finanzministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Heike Polzin, zu einem Ar-
beitsgespräch zu treffen. Die Ministerin wurde vom Leiter der Steuerabteilung, Hinrich Seidel, begleitet.

Sondierungsgespräch ja, Tarifverhandlungen nein: Dietmar Knecht,
Staatssekretär Dr. Jost Mediger, Antje Wedepohl und Helmut Overbeck
(von links).

>

richtigen Strategie des nörd-
lichen Bundeslandes nicht ge-
folgt. Daher müsse die konse-
quente Entscheidung von

Mecklenburg- Vorpommern
ausdrücklich anerkannt wer-
den. Einigkeit bestand in der
Ablehnung des geplanten
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Am 19. März 2012 verstarb – nur drei Tage vor seinem
86. Geburtstag – unser Ehrenmitglied Dr. paed. Reinhold
Winkel.

„Nur dort, wo Menschen nicht für sich, sondern auch für
andere leben, da blüht das echte Glück.“ Das war die
Maxime des hoch verehrten und geschätzten Grün-
dungsmitglieds des BRH-Landesverbandes Mecklen-
burg-Vorpommern, der auch dem dbb Landesbund
Mecklenburg-Vorpommern stets ein guter Freund und
Weggefährte war.

In seinem über 21-jährigen ehrenamtlichen Wirken für
eine gerechte Stellung der älteren Generation in der Ge-
sellschaft, als stellvertretender Bundesvorsitzender so-
wie Gründer und langjähriger Vorsitzender des Landes-
verbandes Mecklenburg-Vorpommern des Bundes der
Ruheständler, Rentner und Hinterbliebenen (BRH), mit
den Ehrungen als Bundes-Ehrenmitglied und Landes-Eh-
renvorsitzender des BRH, der Ehrennadel in Gold mit
Kranz und als Ehrenmitglied des dbb m-v ausgezeichnet,
hat er für ein seniorenfreundliches Zusammenleben der
Verbandsmitglieder bleibende Akzente gesetzt.

Als spiritus rector mit großem persönlichem und begeis-
tertem Einsatz hat er den Landesverband des BRH in
Mecklenburg-Vorpommern aufgebaut und über 14 Jah-
re vorbildlich geführt.

Der dbb m-v trauert mit dem BRH um seinen ehemali-
gen Vorsitzenden und Freund, der mit Herz und Ver-
stand stets darauf hinwirkte, dass der BRH zur Heim-
statt der Rentner und Rentnerinnen in den neuen
Bundesländern wurde.

Wir werden die bundesweiten Verdienste des Verstorbe-
nen für unsere Seniorinnen und Senioren immer in gu-
ter Erinnerung behalten und Dr. Reinhold Winkel ein eh-
renvolles Andenken bewahren. �> DSTG Landeschef Frank Höhne, DSTG Chef Thomas Eigenthaler, Finanz-

ministerin Heike Polzin, Steuerabteilungsleiter Heinrich Seidel und die
stellvertretende Landesvorsitzende Antje Timm (von links).

Deutsch-Schweizer Steuerab-
kommens. Aus Sicht der DSTG
beinhaltet die Vereinbarung ei-
ne Vorzugsbehandlung derje-
nigen, die am längsten in der
Illegalität ausharren. Es gehe
um einen „regelrechten Ab-
lasshandel in den anonymen
Räumen der Schweizer Bank-
enwelt“, so Eigenthaler. Seiner
Auffassung nach handelt es
sich dabei sogar um einen Ver-
fassungsverstoß, weil die Ver-
waltung der Steuern nach Art.
108 Abs. 2 Grundgesetz den Fi-
nanzbehörden vorbehalten ist
und nicht in einer abschließen-
den Weise durch ausländische
Banken erfolgen dürfe. Außer-
dem kämen hart gesottene
Steuerhinterzieher viel zu billig
weg. Die DSTG-Vertreter the-
matisierten auch den jüngsten
Bericht des Bundesrechnungs-
hofes zur Situation des Steuer-
vollzuges in den bundesdeut-
schen Arbeitnehmerstellen.
Der Hoffnung, das Risikomana-
 gementsystem in diesem Be-
reich habe alles besser und
schneller gemacht, sei ein or-
dentlicher Dämpfer verpasst
worden. Die unabhängige
Prüfbehörde habe vor allem
bestehende systemische Män-
gel des Steuervollzuges her-
ausgearbeitet, die nicht den
Beschäftigten angelastet wer-
den könnten. In diesem Zu-
sammenhang bemängelte der
Landesvorsitzende Frank Höh-
ne die Stellenpolitik in Meck-
lenburg-Vorpommern und rief
dazu auf, die bundesweite Per-

sonalbedarfsberechnung bei
der Ausstattung der Finanzäm-
ter in Schwerin zugrunde zu le-
gen. Ebenfalls kritisierte Höh-
ne die geplante Absenkung der
Steuerfahndungsstellen im
Land. Die DSTG halte dies für
einen Schritt in die falsche
Richtung. Auch im Hinblick auf
die aufkommende Diskussion
zur Reform des Länderfinanz-
ausgleichs werde damit ein
missverständliches Signal aus-
gesendet. Weitere Themen wa-
ren Pläne zur Reform der Ein-
heitsbewertung und der
Grundsteuer sowie zur Wieder-
einführung einer Vermögens-
steuer. 

Der DSTG-Bundesvorsitzende
bot sich für diese Problematik
als Gesprächspartner an, um
die Auswirkungen eventueller
Vorhaben auf die Praxis darzu-
legen. Eigenthaler warnte da-
vor, den Beschäftigten Mehrar-
beit aufzubrummen, ohne zu-
sätzliche Stellen zu schaffen.
Zum Schluss des Treffens baten
die DSTG-Vertreter die Ministe-
rin, dem Thema Wertschät-
zung und Beteiligung der Be-
schäftigten künftig einen noch
größeren Stellenwert einzu-
räumen. Viele Beschäftigte
fühlten sich bei ihrer täglichen
wichtigen und schwierigen Ar-
beit oft nicht ausreichend an-
erkannt. Angesichts der demo-
graphischen Entwicklung seien
Führungskultur und Mitarbei-
terzufriedenheit die Themen
der Zukunft. �

> Nachruf
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Zur Verleihung hatte die
Fachhochschule am 29. Fe-
bruar nach Güstrow eingela-
den. Direktor Prof. Dr. Bodo
Wiegand-Hoffmeister beton-
te in seiner Begrüßungsrede,
dass dieser Abschluss auch
für bundesweites Aufsehen
sorgte. Die Festansprache
hielt Innenminister Lorenz
Caffier, der den Schritt aus
der Praxis in das Studium be-
grüßte und neue Wege der
Fachhochschule unterstützen
will. „Sie haben neben der er-
forderlichen Wissensaneig-
nung und dem Zeitmanage-
ment, das das Studium von
Ihnen abforderte, auch Ihre
Sozialkompetenz weiterent-
wickelt“, sagte Caffier. „Da-
durch konnten Sie sich für Ih-
ren Beruf weiter qualifizieren.
Das hat sich für Sie und für

die Landespolizei gelohnt.“
Caffier beglückwünschte
nicht nur die Absolventen, die
ihr Können in vielen Modul-
prüfungen unter Beweis stel-
len mussten, sondern be-
dankte sich auch bei den
Lehrkräften, die dieses Stu-
dium erst möglich gemacht
hatten.

Auch die Leiterin des Fachbe-
reiches Polizei, Kriminaldirek-
torin Anja Hamann, würdigte
das Konzept dieses Studien-
ganges, der ihrer Meinung
nach „alle Erwartungen er-
füllt“ hat. Die Verknüpfung
von Theorie und Praxis sei
hervorragend gelungen.

Mit der feierlichen Übergabe
der Zeugnisse und Bachelor-
urkunden durch den Innen-
minister verabschiedete sich

der kleinste Studienjahrgang
von der Fachhochschule Güs-
trow. Seit dem 1. März 2012
stellen die vier Polizeikommis-

sarinnen und zehn Polizeikom-
missare in ihren Dienststellen
das neu erlangte Wissen unter
Beweis. �

Polizeidienst:

Aufstieg mit Bachelor
Die ersten 14 Polizeibeamten in Mecklenburg-Vorpommern haben das Bachelor-Aufstiegsstudium ab-
solviert. Nach anderthalb Jahren an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechts-
pflege (FHöVPR) des Landes erhielten sie den Abschluss „Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst“.

Frauentag in Rostock:

Netzwerke für mehr Frauenpower
Unter dem Motto „Vernetzen – das Anliegen. Gleichstellung – das gemeinsame Ziel“ hatte die
Ministerin für Arbeit, Gleichstellung und Soziales M-V, Manuela Schwesig, am 12. März 2012 zum
Internationalen Frauentag nach Rostock eingeladen.

Ihr Anliegen war, die gesamte

„Frauenpower“ des Landes,

Frauen aus Projekten, Verei-

nen, Verbänden, Gewerkschaf-

ten, Gleichstellungs- und Frau-

enbeauftragte, die schon seit

Jahren einen kontinuierlichen

Beitrag zur Durchsetzung der

Gleichstellungspolitik im Land

leisten, kennenzulernen und

sie untereinander ins Ge-

spräch zu bringen, um Kräfte

und Kompetenzen noch besser
zu bündeln.

„Gemeinsam können wir uns
noch erfolgreicher für eine ge-
schlechtergerechte Arbeits-
welt, gleiche Löhne, einen hö-
heren Frauenanteil in Füh-
rungspositionen und Gleich-
stellung in allen Lebensberei-
chen einsetzen“, so die Minis-
terin in ihrer Begrüßungsrede.
Auch der Ministerpräsident

des Landes Mecklenburg-Vor-

pommern, Erwin Sellering,

hatte ein Grußwort an die

Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer gerichtet. Beide Poli-

tiker zeigten eine Reihe von

gleichstellungspolitischen

 Erfolgen im Land auf, verwie-

sen aber auch auf Probleme,

die nur mit allen gesell-

schaftlichen und politischen

Kräften gemeinsam gelöst

werden können, wie zum Bei-
spiel Frauen in Führungsposi-
tionen. Die Moderation der
Veranstaltung hatte Birgit
Schröter, freie Journalistin von
NDR 1, Radio MV, übernom-
men.

Für das Netzwerk der beruf-
lichen Interessenvertretung
stellte die Vorsitzende der Lan-
desfrauenvertretung im ddb
m-v, Brigitte Schroeder, die 

> Innenminister Lorenz Caffier überreicht die Ernennungsurkunden.
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Der vhw m-v ist ein Berufsver-
band von Hochschullehrern,
Mitarbeitern und Angestellten
der Universitäten und Fach-
hochschulen sowie des außer-
universitären, wissenschaft-
lichen Bereiches in Mecklen-
burg-Vorpommern.

Nach einem Begrüßungsvor-
trag durch Prof. Dr. Manfred

Der dbb mecklenburg-vorpommern bedankt sich sehr herzlich bei Angret Riege für ihre nunmehr 20-jährige Tätigkeit in der 
gemeinsamen Geschäftsstelle des dbb und des VBE M-V (im Bild von links: der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht, Angret
Riege, die stellvertretende VBE-Landesvorsitzende Astrid Rabenstein und VBE-Landeschef Michael Blanck). �

Krüger, den Landesvorsitzen-

den des vhw m-v, richtete der

dbb Landesvorsitzende Diet-

mar Knecht ein Grußwort an

die Teilnehmer der Festveran-

staltung. Knecht unterstrich

die Rolle des vhw als eine

wichtige Säule des dbb Landes-

bundes, die dieser erst kürzlich

mit seiner fachlich fundierten

Stellungnahme zum Urteil des
Bundesarbeitsgerichts zur Pro-
fessorenbesoldung unter Be-
weis gestellt hätte. Knecht lob-
te zudem das beispielhafte En-
gagement des vhw bei der dbb
Mitgliederwerbeaktion. Hier
hatte der vhw innerhalb eines
Jahres einen Mitgliederzu-
wachs von 21,3 Prozent er-
reicht. 

Verband Hochschule und Wissenschaft (vhw):

20 Jahre
Am 9. März 2012 beging der vhw m-v sein zwanzigjähriges Bestehen. Genau an diesem Tag vor
zwanzig Jahren gründete eine kleine Gruppe von Hochschulangehörigen unter Führung von Peter
Kosfeld den Landesverband Mecklenburg-Vorpommern. 

> Der dbb gratuliert

Dr. Thomas Behrens, Abtei-
lungsleiter Wissenschaft und
Forschung, Hochschulen im
Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur Mecklen-
burg-Vorpommern, hielt einen
Festvortrag zum Thema „Ge-
staltung der Hochschulland-
schaft in Mecklenburg-Vor-
pommern in den nächsten 
Jahren“. �

Landesfrauenvertretung,
 ihre Struktur, Aufgaben und
Ziele vor.

Anke Domscheit-Berg von
„Fempower.me“ referierte
über Netzwerkerfolg trotz
„Old Boys Networks“ und
untermauerte ihre Thesen
mit Zahlen. So fanden sich
2011 lediglich 2,4 Prozent
Frauen in den Top 100 deut-
scher Unternehmen, das

sind 13 von 533 Mitgliedern.
89 Prozent aller Unterneh-
men haben keine Frau im Vor-
stand und der Frauenanteil
unter den Vorstandsvorsit-
zenden beträgt null Prozent.
Praxisnahe „Empowerment
Workshops“ rundeten den
Fachteil ab.

Brigitte Schroeder,
Vorsitzende der Landesfrauen-

vertretung des dbb m-v
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Der Preis dient als symboli-
scher Pranger für besonders
eklatante Fehlentscheidungen
gegenüber dem öffentlichen
Dienst und seinen Beschäftig-
ten. Bei der Entscheidung des
Landesvorstandes des Sächsi-
schen Beamtenbundes für die
Verleihung des Negativpreises
„Die Eule“ 2011 an Prof. Dr.
Georg Unland waren folgende
Sachverhalte ausschlagge-
bend: 

Die Ablehnung von Sondie-
rungsgesprächen mit den Ge-
werkschaften des öffentlichen
Dienstes in Sachsen zu Fragen
der Altersteilzeitarbeit, die der
sbb für nicht akzeptabel hält
und als schlechten Stil empfin-
det: Die Beschäftigten haben
sich durchaus Gedanken ge-
macht und hätten dazu gehört
werden sollen, was man trotz
der schwieriger werdenden Si-
tuation in folge einer drohen-
den Überalterung in vielen
Ressorts und trotz der man-
gelnden Einstellungsmöglich-
keiten in der Vergangenheit
tun könnte. 

Die Ignoranz des dringlichen
Handlungsbedarfes des Frei-
staates Sachsen zur Anpas-
sung der Sätze der Wegstre-
ckenentschädigung für zu
dienstlichen Zwecken einge-
setzte private Kraftfahrzeuge: 

Wenn heute irgendwo in Sach-
sen ein Dienstwagen eines

Staatsministers, ein Polizeiau-
to, ein Notarztwagen oder eine
Feuerwehr losfährt, wird wohl
niemand annehmen, dass der
Fahrer sich mit seinen privaten
Mitteln an den Kosten für An-
schaffung, Unterhalt und
Kraftstoffverbrauch beteiligen
muss. Fährt aber ein Lebens-
mittelkontrolleur, ein Betriebs-
prüfer, ein Förster oder ein
Vollstreckungsbeamter in
staatlichem Auftrag mit sei-
nem Privat-Pkw zum Einsatz,
muss er in zunehmendem Ma-
ße aus eigener Tasche zuzah-
len, weil die Wegstreckenent-
schädigungen des Freistaates
Sachsen nicht mehr den wirt-
schaftlichen Realitäten ent-
spricht. Seit fast einem Jahr
werden die betroffenen
Außendienstmitarbeiter vom
Finanzminister in dieser Sache
vertröstet. Die Antwort des
Staatsministers auf eine Anfra-
ge vom 14. Dezember 2011 (DS
5/7710) im Sächsischen Land-
tag zur Streichung des Weih-
nachtsgeldes für Beamte in
Sachsen: „Die Streichung der
Sonderzahlung hatte weder
den Zweck, kurzfristige finan-
zielle Engpässe im sächsischen
Staatshaushalt zu beheben,
noch war für sie die aktuelle
Einnahmesituation des Frei-
staates Sachsen ausschlagge-
bend.“ 

Das aber wirft die Frage auf, ob
der Staatsminister den Parla-

mentariern bewusst oder un-
bewusst die Unwahrheit sagte.
Denn schon bei der Begrün-
dung zu den Einsparungen im
Rahmen des Doppelhaushaltes
2011/12 war immer von dem
„Beitrag der Beamten“ die Re-
de. „Wenn das aber nicht der
wahre Grund gewesen sein
sollte, so können die Beschäf-
tigten in dieser Besoldungskür-
zung von rund vier Prozent nur
noch Geringschätzung ihrer
Leistungen, Willkür oder gar
Bosheit der Staatsregierung

vermuten, denn eine Neuge-
staltung oder Umstrukturie-
rung der Besoldung, bei der
die eingesparten 23 Millionen
Euro wieder eingesetzt wur-
den, hat nicht stattgefunden.
So stehen 46 Millionen Euro
Mindereinnahmen der Beam-
ten, Richter und Versorgungs-
empfänger zu Buche, die der
Freistaat in 2011 und 2012 an-
derweitig verwendet“, so der
Chef des Sächsischen Beam-
tenbundes, Günter Steinbrecht,
in seiner „Laudatio“. �

Negativpreis des
Sächsischen Beamtenbundes

Die Eule 2011
Zum zweiten Mal wurde der Negativpreis „Die
Eule“ durch den Sächsischen Beamtenbund ver-
geben. In diesem Jahr erhielt ihn der sächsische
Finanzminister Georg Unland. In seiner „Lauda-
tio“ verwies der Vorsitzende des sbb Günter
Steinbrecht auf die ablehnende Haltung des
Finanzministers bei der Aufhebung von zahlrei-
chen Benachteiligungen der Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes.

Offener Brief:

Berufsschulen
vor dem Kollaps
Mit zunehmender Sorge verfolgt der Berufs-
schullehrerverband die aktuelle Entwicklung in
der sächsischen Schullandschaft. Mit einem of-
fenen Brief hat sich der Vorsitzende des Landes-
verbandes Reinhard Plicka an den ehemaligen
sächsischen Kultusminister Prof. Dr. Roland
Wöller gewandt und ihn zu einem klaren Be-
kenntnis für die staatlichen beruflichen Schulen
in Sachsen aufgefordert.

Unter anderem heißt es in
dem Brief:

Die Situation an den beruf-
lichen Schulen in Sachsen
stellt sich sehr differenziert
dar. Auf der einen Seite führen
sinkende Schülerzahlen und

wegbrechende Bildungsgänge

zu Personalüberhang, auf der

anderen Seite fehlen in ver-

schiedenen Fachrichtungen

qualifizierte Lehrer. Aus unse-

rer Sicht funktionieren die be-

ruflichen Schulen heute nur

Übergabe des Negativpreises „Die Eule 2011“ an den Sächsischen Fi-
nanzminister Prof. Dr. Georg Unland (rechts) durch den Landesvorsit-
zenden den Sächsischen Beamtenbundes Günter Steinbrecht.

>
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deshalb noch, weil sich unsere
Kolleginnen und Kollegen weit
über das normale Maß hinaus
engagieren und nach wie vor
die höchste Lehrerwochen-
stundenzahl in Deutschland
absolvieren. Am Rande sei nur
daran erinnert, dass die „vor-
übergehende“ Erhöhung des
Regelstundenmaßes in diesem
Jahr ihren 20. Jahrestag feiert.

Aber wie lange können bezie-
hungsweise wollen sich unsere
Kolleginnen und Kollegen noch
über das normale Maß hinaus
engagieren? Die Krankenstatis-
tiken an den Beruflichen Schul-
zentren sprechen eine deutli-
che Sprache. Der Altersdurch-
schnitt der Kollegen/-innen
liegt bei 50 Jahren.

Es ist an der Zeit, mögliche Per-
sonalreserven endlich dafür
einzusetzen, die Berufsschule
zu stabilisieren, ja noch besser
zu machen, damit Qualitäts-
diskussionen und Schulpro-
gramme nicht zur Farce ver-
kommen. 

Kürzungen im Bildungsbereich
bringen nur scheinbare Ein-
spareffekte. Wenn die Staats-
regierung bei der beruflichen
Bildung Einschnitte vornimmt,
statt sie deutlich zu konsolidie-

ren, wird sie finanziell bei den
Sozialleistungen zuzahlen
und den prognostizierten
Fachkräftemangel noch ver-
stärken.

Mit der im Koalitionsvertrag
vereinbarten Stärkung der
Mittelschule und Umgestal-
tung zur Oberschule ist es
nach unserer Auffassung
zwingend notwendig, die an-
schließenden Bildungsgänge,
die über die Berufsschule
zum Berufsabschluss oder
über die Fachoberschule und
das Berufliche Gymnasium
zur Studienqualifizierung
führen, zu sichern und weiter
auszubauen.

70 Prozent der Jugendlichen
erwerben das Rüstzeug für
den Einstieg in ihr Berufsle-
ben an den beruflichen Schu-
len. Da kann es nicht sein,
dass die Frage: „Was wollen
und was müssen wir uns leis-
ten, damit es in Sachsen
weiterhin leistungsfähige
staatliche berufliche Schulen
gibt?“ keine Rolle mehr spielt
und Finanzentscheidungen
dominieren.

Die Wirtschaft sucht zuneh-
mend nach qualifizierten
Fachkräften. Wir an den be-

Reinhard Plicka, 
Vorsitzender des LVBS.

>

GDL:

Tarifkommission für Städtebahn
In einer Versammlung im Janu-
ar 2012 in Dresden sprachen
sich die Lokomotivführer und
Kundenbetreuer der Städte-
bahn Sachsen einstimmig dafür
aus, den Arbeitgeber zu Tarif-
verhandlungen mit der GDL
aufzufordern. Die dabei gegrün-
dete GDL-Tarifkommission be-
steht aus je zwei Lokomotivfüh-
rern und zwei Kundenbetreuern
der Städtebahn Sachsen. 

Dabei wird der Abschluss des
Betreiberwechsel-Tarifvertrags
eine elementare Forderung

sein, um Arbeitslosigkeit bei
Auftragsverlust zu verhindern. 

Durch die Wirkung des Betrei-
berwechsel-TV ist es möglich,
dass unsere Kollegen nach ei-
nem Verlust von Ausschreibun-
gen einen Übernahmeanspruch
im neuen Unternehmen erhal-
ten. Voraussetzung dafür ist,
dass der neue Betreiber unter
den Geltungsbereich des Betrei-
berwechsel-TV fällt, wie dies
bereits in zahlreichen Unter-
nehmen wie der ODEG und der
DB der Fall ist. �

ruflichen Schulen bilden sie
aus. Dazu braucht es aber sei-
tens der Staatsregierung und
von Ihnen als Staatsminister
für Kultus und Sport ein kla-
res Bekenntnis zur Wertigkeit
der beruflichen Schulen und
nicht nur die restriktive Lö-
sung der gegenwärtig kom-
plizierten Situation unter
dem finanziellen Diktat.

Wir fordern Sie auf, die Schul-
netzplanung der Schulträger
als Fachaufsicht mit Verant-
wortung für eine qualifizierte
berufliche Bildung wahrzu-
nehmen und unter dem Blick-
winkel des längerfristigen
Standortbedarfs nicht die
gleichen Fehler der Schulträ-
ger zuzulassen, die sich be-
reits heute durch fehlende
Grundschulen, Mittelschulen
und Gymnasien gravierend
auf die Sicherung des Unter-
richts auswirken. Es ist an der
Zeit, die Chance zu nutzen,
die teilweise weit überfälli-
gen Maßnahmen wie 

> Sofortige Weiterbildungs-
offensive zur Deckung des
dringendsten Personalbe-
darfs,

> Gewährung der Klassen-
leiterstunde,

> Rückkehr zu ursprünglichen
Pflichtstundenzahl,

> Gewährung von Anrech-
nungsstunden bei Übernah-
me zusätzlicher Aufgaben,

> Schaffung eines Einstel-
lungskorridors für Absolven-
ten und 

> Einsatz für eine Regelung
ähnlich der Altersteilzeit zur
weiteren Qualifizierung der
beruflichen Schulen durchzu-
setzen.

Der LVBS Sachsen steht für ei-
nen konstruktiven Dialog zur
Verfügung.

(Den kompletten Brief lesen
Sie im Internet unter:
www.lvbs-sachsen.de) �
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Obwohl der Gesetzgeber im
§ 17 Abs. 1 Satz 1 des Sächsi-
schen Reiskostengesetzes eine
Ermächtigungsnorm für das
Sächsische Ministerium der
Finanzen (SMF) vorgesehen
hat, um die erstattungsfähigen
Aufwendungen den wirt-
schaftlichen Verhältnissen an-
zupassen, passierte hier – au-
ßer Versprechungen – bisher
nichts Zählbares.

Bereits zu Beginn des letzten
Jahres forderte die Deutsche
Steuer-Gewerkschaft (DSTG)
Staatsminister Prof. Dr. Georg
Unland auf, den veränderten
Verhältnissen Rechnung zu tra-
gen und die Wegstreckenent-
schädigung anzupassen. Damit
überbrachte die DSTG auch die
Forderungen der anderen Mit-
gliedsgewerkschaften des sbb.

Die in diesem Gespräch ange-
kündigte Befragung der
Mitglieder wurde durchge-
führt, die Rote-Karten-Aktion
„5 Cent mehr!“ war das Ergeb-
nis dieser Befragung. Diese Ak-
tion, an der sich auch andere
Mitgliedsgewerkschaften des
sbb beteiligten, fand ein brei-

tes Echo, das sich in den fast
1 000 Karten widerspiegelte,
die im SMF überreicht wurden.

Protestkarten
übergeben

Unterstützung erhielten die
Mitgliedsgewerkschaften des
sbb von den Fraktionen der
SPD und der LINKEN im Sächsi-
schen Landtag. So brachte die
Fraktion DIE LINKE am 30. Juni
2011 einen entsprechenden
Gesetzentwurf in den Landtag
ein, über den im Herbst dann
beraten wurde. Die von CDU
und FDP geführte Staatsregie-
rung plante, eine Rechtsverord-
nung noch vor der Abstim-
mung über den Gesetzentwurf
der Linksfraktion in Kraft zu
setzen. Damit wäre eine Ent-
scheidung im Landtag hinfällig
gewesen. Allerdings wird an
dieser Rechtsverordnung bis
heute gearbeitet.

Es passiert sicher nicht oft,
dass auch der Bund der Steuer-
zahler die Forderung nach Er-
höhung der Wegstreckenent-
schädigung für gerechtfertigt
hält, wie in der Anhörung der

>

Wegstreckenentschädigung:

Griff in fremde Taschen
Verzögern, Aussitzen, Verschieben, Hinhalten
und Verschleppen bei der Wegstreckenentschä-
digung: Sind das die Strategien, die Bedienste-
ten im Freistaat Sachsen zu zwingen, den Soli-
darbeitrag zur Sanierung des sächsischen Haus-
haltes zu leisten?

Kollegen der DSTG Sachsen mit ihrem Vorsitzenden Reinhold Mähne
(zweiter von links) und dem Landesvorsitzenden des sbb Günter Stein-
brecht (zweiter von rechts) zeigen Protestkarten der Mitglieder an den
Sächsischen Finanzminister.

>

Glückwünsche
Der sbb – beamtenbund und

tarifunion sachsen 
gratuliert herzlich:

Markus Uebel (GdV),
Heidrun Esper (DVG),

Holger Tilk (GdS,)
Thomas Clajus (GdS),

Carsten Wilhelm (GdS)
Jürgen Gribbe (GdS),

Susanne Liebold (GdS) und
Carolin Meyer (GdS)

zur Berufung zu ehrenamtlichen
Richtern beim Sozialgericht

Chemnitz.

Kerstin Otto (GdV),
Andrea Oeser (GdS),
Mario Kahlow (GdS),
Steffen Sieber (GdS),

Carsten Finn (GdS) und
Anett Nowak (GdS)

zur Berufung zu ehrenamtlichen
Richtern beim Sozialgericht

Dresden.

Elke Liebing (SLV),
Nicolle Brandis (GdS),

Ruth Zilinski (GdS) und
Petra Heinert (GdS)

zur Berufung zu ehrenamtlichen
Richtern beim Sozialgericht

Leipzig.

Lutz Pöge (VBBA),
Claus Welz (VBBA),

Ines Deinert (VBBA),
Karla Jost (VBBA),

Rosemarie Brettschneider (GdV), 
Gudrun Matschenz (SLV),

Sieglinde Hebeda (GdS) und 
Regina Hauptvogel (GdS)

zur Berufung zu ehren-
amtlichen Richtern beim 

Sächsischen Landessozial-
gericht.

Jürgen Kretzschmar (DVG),
Norbert Buhlmann (GdS) und

Uwe Hehr (komba)
zur Berufung zum Mitglied im

Berufsbildungsausschuss
bei der Landesdirektion

Sachsen.

Sachverständigen zum Gesetz-
entwurf der Linksfraktion im
Sächsischen Landtag gesche-
hen. Wenn dann selbst Mit-
glieder der Regierungsfraktion
in der Landtagsdebatte zum
Gesetzentwurf eingestehen
müssen, dass die derzeitige
Wegstreckenentschädigung
nicht kostendeckend ist und
Anpassungsbedarf besteht,
dann muss ganz einfach die
Frage gestellt werden, warum
hier einfach nichts passiert?
Zumal, wenn für die wenigen
noch zur Verfügung stehenden
Dienstfahrzeuge im Haushalt
die jährlichen Kostensteige-
rungen Berücksichtigung fin-
den! Und wenn man über ein
Dienstfahrzeug verfügt, kann
man natürlich denen danken,
die ihre privaten Pkw zur Erfül-
lung ihrer Dienstaufgaben im
Interesse des Freistaates ein-
setzen. 

Mit einem Brief vom 1. Februar
2012 wandte sich die DSTG er-
neut an den Finanzminister
und unterstrich darin noch ein-
mal den Handlungsbedarf. In
seinem Antwortschreiben vom
29. Februar 2012 teilte Prof. Dr.
Georg Unland lediglich mit,
dass das Verordnungsgebungs-
verfahren eingeleitet sei; der-
selbe Stand wie vor einem Jahr.
Zugleich informierte er, dass
beabsichtigt sei, eine Erhö-
hung der Wegstreckenentschä-
digung – erst – zeitgleich mit
der Reform des Dienst-, Besol-
dungs- und Versorgungsrechts
durchzuführen, die bekannt-
lich erst im Sommer 2013
stattfinden soll.

Da müsste die Forderung in
Anbetracht der aktuelle Kos-
tenentwicklung eigentlich lau-
ten: „10 Cent mehr!“

Reinhold Mähne,
Vorsitzender der DSTG Sachsen



Mit der HUK-COBURG fahren dbb-Mitglieder gut und günstig:

Niedrige Beiträge
Im Tarif Kasko SELECT sparen Sie gegenüber der normalen
Kasko 20 % Beitrag ein.

Top Schadenservice
Wir lassen Ihr Auto abholen, wenn es nicht mehr fahrbereit
ist. Ihr Fahrzeug wird in hoher Qualität repariert und innen
und außen gereinigt zurückgebracht. Wir geben auf die
Arbeit unserer Partnerwerkstätten 5 Jahre Garantie. Die
Hersteller-Garantie bleibt erhalten.

Beratung zu allen Optionen
Wer möchte, der kann seine Kasko auch ohne Werkstatt-
bindung abschließen.

dbb-Extrabonus 25 € für Neukunden

dbb-Mitglieder erhalten einmalig 25 €, wenn Sie mit Ihrer
Autoversicherung als Neukunde zu uns wechseln.

Holen Sie sich gleich Ihr Angebot ab!

Die Adresse Ihres nächsten Ansprechpartners finden Sie im
örtlichen Telefonbuch oder auf www.HUK.de. Oder rufen Sie
an: Telefon 0800 2 153153 – Kostenlos aus deutschen
Telefonnetzen

Unsere Autoversicherung

Mit dbb-Extrabonus für Neukunden

�
25 €-Gutschein

Gegen Vorlage dieses Gutscheins 

erhalten dbb-Mitglieder, die mit ihrer

Autoversicherung als Neukunde zur 

HUK-COBURG wechseln, einmalig 25 €.

Und viele weitere attraktive Gewinne
unter: dbb-vorsorgewerk.de

dbb 
vorsorgewerk

Jubiläums-
Gewinne

Hauptpreis: 

tt kti G i

Gewinneeeeeeee
3x

VW up!



„Nach der Rechtsprechung zur
altersdiskriminierenden Be-
zahlung im öffentlichen Dienst
ist das Urteil ein weiteres posi-
tives Signal, Diskriminierungs-
tatbestände aus dem Tarif-
und Beamtenrecht zu beseiti-
gen. Ich gehe davon aus, dass
das Urteil Auswirkungen auch
auf die Beschäftigten der Län-
der haben wird, da der TV-L ei-
ne gleichlautende Urlaubsre-
gelung enthält“, sagte dbb
Landeschef Maik Wagner.

Die Richter verwiesen zur Be-
gründung auf das seit 2006
geltende Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz, wonach Be-
schäftigte nicht wegen ihres
Alters benachteiligt werden

dürfen. Die bislang vom Le-
bensalter abhängige Urlaubs-
dauer im TVöD diskriminiere
Beschäftigte, die das 40. Le-
bensjahr noch nicht vollendet
haben, unmittelbar und ver-
stoße gegen das Verbot der Be-
nachteiligung wegen des Al-
ters, erklärten die Richter. Die
tarifliche Urlaubsstaffelung
verfolge nicht das legitime
Ziel, einem gesteigerten Erho-
lungsbedürfnis älterer Men-
schen Rechnung zu tragen. 

Bisher bekommen Beschäftig-
te nach dem TVöD bis zum 30.
Lebensjahr 26 Urlaubstage, bis
zum 40. Lebensjahr 29 Urlaubs-
tage und nach dem 40. Lebens-
jahr 30 Urlaubstage. �

> dbb regional magazin | April 2012

Sa
ch

se
n

-A
n

h
a

lt

12

dbb regional>

Unter dem Motto „Demogra-
phischer Wandel – Herausfor-
derung für alle“ werden die
Delegierten die Herausforde-
rungen und Handlungsoptio-
nen mit Blick auf eine „demo-
graphiefeste“ Personalpolitik
diskutieren. Der eintägige Ge-
werkschaftstag beginnt mit
einer öffentlichen Veranstal-
tung, in der dbb Landeschef
Maik Wagner in die Thematik
einführen wird. Mit Spannung
erwarten die Delegierten die
Ansprache von Ministerpräsi-
dent Dr. Reiner Haseloff.

Alle Fraktionschefs der im
Landtag vertretenen Parteien
werden sich mit einem State-
ment zum öffentlichen Dienst
zu Wort melden. Die dbb

Bundesleitung wird mit dem
wortgewaltigen Peter Heesen
und seinem Vize Klaus Dauder-
städt prominent vertreten sein. 

Der nichtöffentliche Teil des
Gewerkschaftstages ist der
Wahl des dbb Landesvorsitzen-
den und seiner fünf Stellvertre-
ter, der Beratung und Be-
schlussfassung von Satzungs-
änderungsanträgen und An-
trägen zu den unterschiedlich-
sten Themen, wie etwa zur Ta-
rifpolitik, zum Beamtenrecht
und zum Personalvertretungs-
recht, vorbehalten. In den zu
verabschiedenden Grundsatz-
positionen wird es um die in-
haltliche Ausrichtung des dbb
sachsen-anhalt in den nächs-
ten Jahren gehen. �

Gewerkschaftstag 2012:

Herausforderung
Demographie
Am 9. März 2012 fand turnusgemäß die Haupt-
vorstandssitzung des dbb sachsen-anhalt in
Magdeburg statt. Im Mittelpunkt des höchsten
Gremiums zwischen den Gewerkschaftstagen
standen neben aktuellen Themen wie die Ein-
kommensrunde 2012 für Bund und Kommunen
die Vorbereitungen zum Gewerkschaftstag des
dbb sachsen-anhalt am 13. Juni 2012 an. 

Bundesarbeitsgericht: 

Urlaub nach
Alter rechtswidrig
Jüngere Angestellte bei Bund und Kommunen
haben nach einem Urteil des Bundesarbeitsge-
richts (Az.: 9 AZR 529/10) Anspruch auf mehr
Urlaub als bisher. Die Richter in Erfurt erklärten
die altersabhängige Staffelung der Urlaubsdau-
er im Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) für unwirksam. Damit stehen allen Be-
schäftigten bei Bund und Kommunen ab sofort
30 Urlaubstage im Jahr zu.

dbb Landesvorsitzender Maik Wagner begrüßt Claudia Diepenbrock
und Dennis Bauer als neue Mitglieder im Hauptvorstand. Claudia Die-
penbrock steht seit dem 19. November 2011 an der Spitze des Sekun-
darschullehrerverbandes Sachsen-Anhalt. Dennis Bauer ist seit dem
10. September 2011 Vorsitzender der dbb jugend sachsen-anhalt.

>
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Einig sind sich Koalition und
LINKE darin, dass Sachsen-An-
halt ein Gesetz für die Vergabe
öffentlicher Aufträge braucht.
Seit 2001 besteht in Sachsen-
Anhalt ein Regelungsvakuum.
In vielen Bundesländern sind in-
zwischen Vergabe- und Tarif-
treuegesetze eingeführt wor-
den. Weitgehende Übereinstim-
mung gibt es auch hinsichtlich
des Zieles, dass die Politik mit
einem Vergabegesetz verfolgt:
Im öffentlichen Beschaffungs-
wesen besteht besonders im
Baugewerbe, aber auch bei be-
stimmten Dienstleistungen,
beispielsweise im Gebäuderei  -
nigungshandwerk oder im Be-
wachungsgewerbe ohne Verga-
begesetz, ein teilweise ruinöser
Preiswettbewerb. Die Unter-
nehmen unterbieten sich in der
Preisgestaltung, um Aufträge
zu erhalten und Konkurrenten
vom Markt zu drängen. Unter-
nehmen, die ihren Beschäftig-
ten Tariflohn zahlen, kommen
dadurch bei der Zuschlagsertei-
lung oft nicht zum Zuge. Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer werden durch unzureichen-
de Lohn- und Sozialleistungen
benachteiligt. Viele Vergabe-
stellen waren in der Vergangen-
heit bei der Berücksichtigung
sozialer Vergabekriterien wegen
der unsicheren Rechtslage und
den daraus resultierenden Risi-
ken zurückhaltend. Bedenken
bestanden insbesondere wegen
des Risikos von Nachprüfungs-
verfahren bei europaweiten
Vergaben oder von Schadenser-
satzansprüchen aufgrund von
Vergabeverstößen. Über Partei-

grenzen hinweg sind sich die
Politiker auch mit den Gewerk-
schaften einig, dass besonders
die öffentlichen Auftraggeber
bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge Verantwortung tra-
gen, einen fairen Wettbewerb
gewährleisten und dabei sozia-
le Standards einhalten müssen.
Land und Kommunen müssen
verhindern, dass beim Wettbe-
werb um öffentliche Aufträge
die Konkurrenz durch Absen-
kung von Sozialstandards vom
Markt gedrängt wird. Sinn und
Zweck des Landesvergabegeset-
zes ist es, den Wettbewerb um
die wirtschaftlich beste Leis-
tung über Qualität und Innova-
tion zu  unterstützen.

Tariftreue

So dürfen nach dem geplanten
Vergabegesetz der Koalitions-
fraktionen Aufträge zukünftig
nur an Unternehmen vergeben
werden, die sich und ihre Nach-
unternehmen verpflichten, Ent-
gelt nach den für allgemein ver-
bindlich erklärten Tarifverträ-
gen oder aufgrund anderer ge-
setzlicher Bestimmungen über
Mindestentgelte zu zahlen.
Unternehmen im Bereich des
öffentlichen Personennahver-
kehrs haben bei der Angebots-
abgabe die Einhaltung der ört-
lich geltenden Tarifverträge zu
erklären. Für die Auftragsdurch-
führung müssen sich die Unter-
nehmen zur Gewährleistung
der Entgeltgleichheit von Frau-
en und Männern bei gleicher
oder gleichwertiger Arbeit ver-
pflichten, Kernarbeitsnormen
der Internationalen Arbeitsor-

>

Vergabegesetz:

Tariftreue und Mindestlohn
Im Landtag von Sachsen-Anhalt wird derzeit über ein Vergabegesetz dis-
kutiert. Zur Beratung stehen ein gemeinsamer Entwurf der Koalitions-
fraktionen von CDU und SPD und ein Entwurf der LINKEN. Der dbb sach-
sen-anhalt fordert als Voraussetzung für die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge im geplanten Vergabegesetz, dass die Unternehmen Tarifverträge an-
wenden und einen Mindestlohn zahlen. 

ganisation bei Lieferungen aus
Entwicklungs- und Schwellen-
ländern beachten und Grund-
prinzipien einer nachhaltigen
und umweltverträglichen Be-
schaffung einhalten.

Die Überwachung der Einhal-
tung des Gesetzes soll durch die
Beschaffungsstellen selbst und
ihre Aufsichtsbehörden erfolgen.

Mindestlohn

Während CDU und SPD wollen,
dass zukünftig tariftreue Unter-
nehmen größere öffentliche
Aufträge von Land und Kommu-
nen erhalten, fordert die LINKE
darüber hinaus einen Mindest-
lohn von 8,50 Euro pro Stunde.
Bei der Vergabe von Aufträgen
müsse eine Bindung des Auf-
tragnehmers bei der Entloh-
nung seiner Angestellten an die
im Arbeitnehmerentsendege-
setz fixierten Löhne erfolgen,
argumentieren die Linken. Für
den Fall, dass es für die Branche
keinen Tarifvertrag gibt oder
der vorgesehene Tarifvertrag
unter dem Lohn von 8,50 Euro
pro Stunde liegt, solle das
Unternehmen den Zuschlag be-
kommen, das mindestens einen
Stundenlohn von 8,50 Euro
zahlt. Dieses Mindestentgelt ist
mittlerweile in fünf Bundeslän-
dern in Vergabegesetzen veran-
kert. Weitere drei Länder planen
die Aufnahme eines solches
Mindestentgelts. Die Verpflich-
tung, den bei der Erfüllung öf-
fentlicher Aufträge eingesetz-
ten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern einen Mindest-
lohn zu gewähren, findet nach

>

Meinung der LINKEN ihre Be-
gründung darin, dass nur so ei-
ne existenzsichernde Entloh-
nung der Arbeitskräfte ge-
währleistet ist und der Staat
nicht durch ansonsten erfor-
derliche ergänzende Zahlun-
gen an die Arbeitskräfte indi-
rekt die Unternehmen, die Nied-
riglöhne zahlen, subventio-
niert. Außerdem werde da-
durch ein auf dem Rücken nied-
rig qualifizierter Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen aus-
getragener Niedriglohnwett-
bewerb verhindert. Darüber
hinaus stärke eine Mindestent-
lohnungsvorgabe im Vergabe-
bereich auch das Lohnniveau
im Bereich niedrigqualifizierter
Arbeit insgesamt, ohne dabei
direkt in die Autonomie der Ar-
beitsvertrags- und Tarifpar-
teien einzugreifen. Schließlich
trage die Mindestentlohnung
zur Erhaltung sozialer Min-
deststandards bei und damit
auch zur Entlastung der bei ho-
her Arbeitslosigkeit oder bei
niedrigen Löhnen verstärkt in
Anspruch genommenen Syste-
me der sozialen Sicherheit.

Der dbb begrüßt, dass Sachsen-
Anhalt voraussichtlich noch vor
der parlamentarischen Som-
merpause ein Vergabegesetz
haben wird, in dem Mindestar-
beitsbedingungen sicherge-
stellt werden. Es ist Aufgabe
der Gewerkschaften, atypischer
Beschäftigungsverhältnissen
und Niedriglöhnen entgegen-
zuwirken. Es müssen Mindest-
arbeitsbedingungen festgelegt
werden, die es den Menschen
ermöglicht, von einer Vollzeit-
arbeit leben zu können ohne
zusätzlich „aufstocken“ zu
müssen. Und das auch in Berei-
chen, in denen wegen man-
gelnder Tarifbindung die Mög-
lichkeiten der Gewerkschaften
begrenzt sind. Dazu gehört
auch die Einführung von Min-
destlöhnen. Die beiden wich-
tigsten Kriterien für die Verga-
be öffentlicher Aufträge müs-
sen deshalb Tariftreue und ein
Mindestlohn sein. �
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Die Schulaufsicht in Europa und
auch in der Bundesrepublik
Deutschland ist in Bewegung
geraten. Einige ehemals führen-
de Bundesländer in der Evalua-
tion an Schulen haben die Eva-
luation gerade wieder zurückge-
fahren. Vielmehr sind sie dabei,
die Schulaufsicht zu stärken,
um für die neuen Aufgaben zu
rüsten. Darüber informierte der
Vorsitzende des VSSA-Landes-
verbandes und Vorsitzender der
Konferenz der Schulaufsicht in
Deutschland (KSD), Jürgen
Kebernik, zu Beginn der Fachta-
gung. Die von der KSD im
Oktober 1999 verabschiedete
Weimarer Erklärung stellte er
dabei als hochaktuell heraus.
Nach dieser Erklärung versteht
sich die Schulaufsicht als Part-
ner in einem Dialog aller an
Unterricht und Erziehung Betei-
ligter, der auf Einsicht, Verant-
wortung und Professionalität
baut. 

Über die neue Rolle der Schul-
aufsicht diskutierten die Prakti-
ker mit Professor Claudia Dal-
bert, bildungspolitische Spre-
cherin der GRÜNEN, Corinna
Reinecke, bildungspolitische
Sprecherin der SPD, Bernhard
Bönisch von der CDU und Edwi-
na Kupfer-Koch, bildungspoliti-
sche Sprecherin der LINKEN.
Staatssekretär Dr. Jan Hofmann,
der kurzfristig aus Termingrün-
den absagen musste, wurde
von Dr. Ulrike Oehlstöter und
Christine Wagner vertreten. Auf
Gewerkschaftsseite äußerte
sich unter anderem Ludger
Thieler vom Verband Bildung
und Erziehung (VBE) in einem
Statement zur Schulaufsicht. 

Regionalität

Politiker, Gewerkschafter und
anwesende Schulrätinnen und
Schulräte waren sich weitest-
gehend einig, dass in die Schul-
aufsicht wieder Regionalität
einziehen und im Zuge der im-
mer selbstständiger werden-
den Schulen die Beratung
durch die Schulaufsicht ten-
denziell zunehmen müsse. Da-
zu sei ein umfangreiches Fort-
bildungsangebot vorzuhalten.

In der Weimarer Erklärung
heißt es, dass die dialogisch ar-
beitende Schulaufsicht auf ein
klares Mandat der Politik für
ihre Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, für deren kontinuierli-
che Fortbildung sowie auf ver-
lässliche ortsnahe Strukturen
angewiesen ist. Einige Fachleu-
te verwiesen darauf, dass Sach-
sen-Anhalt nun, durch den
Willen zu Reformen, die Chan-
ce hat, Schulaufsicht so zu pro-
filieren, dass andere Bundes-
länder interessiert auf unser
Land schauen. Gespräche mit
dem Allgemeinen Schullei-
tungsverband Deutschlands
(ASD) lassen den Schluss zu,
dass Schulen, die einen hohen
Grad an Selbstständigkeit ha-
ben, im Durchschnitt bessere
Ergebnisse in ihrer Bildungs-
und Erziehungsarbeit erreichen
als jene Schulen, die einer star-
ken zentralen staatlichen und
bürokratischen Steuerung
unterliegen. Alle vorliegenden
Erfahrungen zeigen, dass die
heutigen Bedingungen von
Unterricht und Erziehung und
die veränderten Anforderun-
gen an die Schulen auch eine

> Rollenbeschreibung für die
Schulaufsicht verlangen. Diese
müssen in ihrer neuen Struktur
und in ihrem inhaltlichen Auf-
trag so ausgestattet werden,
dass sie selbst bei angespann-
ter Haushaltslage des Landes
ihre Aufgabe angemessen er-
füllen können. Mit dem Re-
formvorschlag des VSSA wer-
den zwei Zielsetzungen – Neu-
bestimmung der schulaufsicht-
lichen Funktion und Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit von
Verwaltungshandeln – gleicher-
maßen verfolgt und in eine
ausgewogene Relation gesetzt.
Die Entwicklung der Schulen zu
größerer Eigenverantwortung
in ihrer Erziehungs- und Unter-
richtsarbeit ist ausdrücklich zu
begrüßen. Dies erfordert je-
doch, ein wirksames Unterstüt-
zungssystem für die Schulen
zu schaffen und als notwendi-
ges Pendant eine transparente
Rechenschaftslegung von ih-
nen einzufordern.

Beratung

Die staatlichen Schulbehörden
insgesamt haben deshalb ne-
ben dem grundgesetzlichen
Auftrag der „Aufsicht über das
gesamte Schulwesen“ ver-
stärkt auch die „Aufgabe der
Beratung und Unterstützung
der Schulen“ zu übernehmen.
Von der neu gestalteten Schul-
aufsicht muss eine unmittelba-
re Zuständigkeit und Entschei-
dungskompetenz unter konse-
quenter Verkürzung der Ver-
waltungsabläufe und die Ge-
währleistung einer größeren
Transparenz für zu treffende
Entscheidungen erwartet wer-

>

den. Die direkte Zuordnung der
Schulaufsicht in Sachsen-An-
halt zum Kultusministerium er-
möglicht es diesem, geplante
bildungspolitische Vorhaben
und Projekte direkter und wir-
kungsvoller umzusetzen. Eine
nun zu fordernde Neustruktu-
rierung muss mehr sein als ei-
ne technokratische Verände-
rung von Entscheidungsebe-
nen. Sie muss die Integration
von reinen Aufsichtstätigkeiten
und pädagogisch-fachlichen
Unterstützungsaufgaben leis-
ten. Zudem schafft sie die
schulfachliche Beratungsorga-
nisation aller anderen mit
Schule verbundenen Einrich-
tungen einer Region. Vor dem
Hintergrund, dass Kontroll-
und Beratungsaufgaben dauer-
haft gleichgewichtig nebenein-
ander stehen werden, kann
Schulaufsicht verstärkt nur als
Teamarbeit der Referenten/-in-
nen umgesetzt werden. Die re-
gionale Nähe der Schulaufsicht
zu den Schulen ist ein wesent-
licher Faktor für die zukünftige
Wirksamkeit dieser Entschei-
dungsbehörde, die sich in der
größtmöglichen Nähe zur pä-
dagogisch-fachlichen Hand-
lungsebene in den Schulen be-
finden sollte. Das genaue Wis-
sen über regionale und örtliche
Besonderheiten, über den sozi-
alen Kontext von Schulen, über
handelnde Personen, über Leis-
tungsprofile und über die zu-
ständigen Schulträger hat sich
in der Vergangenheit im Hin-
blick auf sachgerechte Ent-
scheidungen als unverzichtbar
erwiesen. Die Neukonzeption
der Schulaufsicht führt des-

Verband der Schulaufsicht Sachsen-Anhalt:

Fachtagung
Der Verband der Schulaufsicht Sachsen-Anhalt (VSSA) lud am 16. März
2012 Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamte zu einer Fachtagung zum
Thema „Bildungspolitik – Die neue Rolle der Schulaufsicht in Sachsen-An-
halt“ nach Magdeburg ein.

Der Vorsitzende des
VSSA Jürgen Kebernik

>
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halb für alle Schulformen und
für die vorschulische Erziehung
die Aufgabenfelder Aufsicht,
Beratung und regionale Fort-
und Weiterbildung für Lehr-
kräfte, für Erzieher/-innen in
den Kindertagesstätten sowie
für pädagogische Mitarbeiter/
- innen zusammen. Damit
kann die Qualität von Schule
auch bei sehr unterschied-
lichen Bedingungen optimiert
und vergleichbar gehalten wer-
den. Fazit: Die Schulaufsicht
muss sich zunehmend dezen-
tral zur Instanz für Qualitäts-
entwicklung in der Region ent-
wickeln. Die regionale Schu-
laufsicht plant und organisiert
den Erfahrungsaustausch der

Schulen der Region, sie unter-
stützt beziehungsweise koordi-
niert die Kooperation der regio-
nalen Bildungsträger und Bil-
dungsinitiativen. Die regionale
Schulaufsicht muss künftig
(wieder) folgende Kernaufga-
ben wahrnehmen: Beratung
und Unterstützung der Schu-
len in der Region (einschließ-
lich Personalentwicklung und
Lehrkräftefortbildung), Budget-
steuerung, Kontrolle, Fach- und
Dienstaufsicht (in veränderter
Form), Kooperation, Koordina-
tion und Kommunikation mit
allen überregionalen und re-
gionalen Partnern.

Jürgen Kebernik

In seiner März-Sitzung be-
schloss der Landtag mit den
Stimmen der Linken die Einset-
zung einer Enquetekommis-
sion zum Thema „Öffentliche
Verwaltung konsequent voran-
bringen – bürgernah und zu-
kunftsfähig gestalten“. Die
Kommission hat die Aufgabe,
Vorschläge zu machen, wie die
Qualität der Verwaltungs-
dienstleistungen verbessert,
die Effektivität und Effizienz
der Verwaltungsabläufe ge-
steigert und mehr Bürgerorien-
tierung im Verwaltungshan-
deln erzielt werden kann. Die
Arbeit der Kommission soll
sich auf drei Schwerpunkte
konzentrieren: Es geht um ei-
nen Struktur- und Aufgaben-
wandel in der öffentlichen Ver-
waltung. Es soll ein einheitli-
ches Konzept für eine umfas-
sende Verwaltungsstrukturre-
form in enger Verbindung mit
einer weiterführenden Funk-

tionalreform erarbeitet wer-
den. Es geht um gute Arbeit
durch und im öffentlichen
Dienst. Nach Auffassung der
Linken sind Land und Kommu-
nen aufgefordert, besser als
bisher das Potenzial der Be-
schäftigten zu erschließen und
zu fördern. Eine gute Arbeit
des öffentlichen Dienstes zur
Sicherung der Daseinsvorsorge
setze gute Arbeitsbedingun-
gen  voraus. Eine einseitige
Orientierung von Land und
Kommunen auf Personalabbau
sei falsch, deshalb müsse die
Kommission darstellen, welche
Grenzen und welche Konse-
quenzen für die Aufgabener-
füllung und für das Personal in
den einzelnen Verwaltungsbe-
reichen der angestrebte Perso-
nalabbau hat. Und es geht um
die Entwicklung einer E-Go-
vernment-Strategie, also da-
rum, durch Technik und digita-
le Vernetzung neue Möglich-

Landtag:

Enquetekommission eingesetzt
In den nächsten drei Jahren wird auf Antrag der LINKEN eine Enquetekom-
mission aus 13 Abgeordneten aller Fraktionen und vier Sachverständigen
ein Konzept für eine zukunftsfähige, transparente und finanzierbare öffent-
liche Verwaltung erarbeiten.

keiten für effizienteres Verwal-
tungshandeln zu schaffen und
die Verwaltung für die Bevöl-
kerung transparent zu ma-
chen. Die Tätigkeitsdauer der
Enquetekommission soll sich
über drei Jahre erstrecken,
dem Landtag ist jährlich ein
Zwischenbericht vorzulegen.
CDU, SPD und Grüne enthiel-
ten sich bei der Abstimmung.
Die Verwaltungsorganisation
sei nicht Aufgabe des Landta-
ges, sondern der Landesregie-
rung, sagte Jens Kolze (CDU).
Rüdiger Erben (SPD) ergänzte,
es habe in der Vergangenheit
schon viele derartige Kommis-
sionen gegeben. An Vorschlä-
gen habe es nicht gemangelt,
wohl aber an der Umsetzung.
Dennoch wolle man in der
Kommission konstruktiv mitar-
beiten. Der dbb sachsen-an-
halt hat das Anliegen der Frak-
tion DIE LINKE, in einer Enque-
tekommission Vorschläge für

die Weiterentwicklung der Lan-
des- und Kommunalverwaltun-
gen zu erarbeiten, begrüßt. Hin-
sichtlich der Personalentwick-
lung sollten zukünftig verstärkt
qualitative Aspekte in den
Vordergrund der Diskussion rü-
cken. Schwerpunkt sollte dabei
aus dbb Sicht eine demogra-
phie- und aufgabengerechte
Personalentwicklung sein. Zu
guten Arbeitsbedingungen für
die Beschäftigten gehört für
den dbb aber auch eine ange-
messene sächliche Ausstattung.
„Eine Annäherung der beiden
Statusgruppen im Rahmen der
Modernisierung des öffent-
lichen Dienstrechtes wie im
Schwerpunkt 2 formuliert, hat
in unserer Organisation zu Irri-
tationen geführt“, schrieb Maik
Wagner an den Vorsitzenden
der Fraktion DIE LINKE, Wulf
Gallert. Das öffentliche Dienst-
recht sei unter Beachtung der
Grundsätze des Berufsbeam-
tentums weiterzuentwickeln.
„Tarifbeamte“ lehnt der dbb
sachsen-anhalt ab. LINKE-Frak-
tionschef Wulf Gallert hatte
dem dbb den Antragsentwurf
vorab zugesandt, „weil die Be-
schäftigten im öffentlichen
Dienst in ganz erheblichem Ma-
ße von der Aufgabenstellung ei-
ner solchen Enquetekommis-
sion berührt sein werden“. �

Unter der Schulaufsicht ist die Gesamtheit der staatlichen Be-
fugnisse zur Organisation, Leitung und Planung des Schulwe-
sens zu verstehen. Sie wird als Rechtsaufsicht, Fachaufsicht und
Dienstaufsicht wahrgenommen. Innerhalb ihrer Zuständigkei-
ten bieten die Aufsichtsbehörden Information und Beratung an,
sie erteilen Rechtsauskünfte und entscheiden in einer Vielzahl
individueller schulrechtlicher Angelegenheiten.

In Sachsen-Anhalt gibt es seit Jahresbeginn ein neues Landes-
schulamt mit Hauptsitz in Halle und Außenstellen in Magde-
burg, Dessau und Gardelegen. Es umfasst die bisher im Landes-
verwaltungsamt eingegliederten Bereiche Schulaufsicht, Unter-
richtsversorgung und Personal und ist im Geschäftsbereich des
Kultusministeriums angesiedelt. Die Errichtung des Landes-
schulamtes war von den Regierungsparteien CDU und SPD im
April letzten Jahres im Koalitionsvertrag vereinbart und im No-
vember vom Landtag beschlossen worden. Ziel ist es, eine effi-
ziente Schulbehörde zu schaffen. Das Landesschulamt soll die Ei-
genständigkeit der Schulen unterstützen. Durch die Außenstel-
len bleibt die Schulaufsicht regional verankert.

> Info
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„Thüringen muss Anreize für
künftige Fachkräfte bieten und
nicht Abwanderungstenden-
zen verstärken! Die Streichung
der Fahrtkostenerstattung ist
nicht nur für viele Referendare
ein herber Einschnitt, sondern
widerspricht der von Minister-
präsidentin Lieberknecht
gegenüber dem tbb bekunde-
ten Absicht der Thüringer Lan-
desregierung, Zeichen gegen
die Abwanderung junger Men-
schen zu setzen und Fachkräf-
ten in Thüringen eine Perspek-
tive zu geben.“ 

Bis Oktober 2011 wurden Lehr-
amtsanwärtern die Kosten für
Fahrten zum Studienseminar
erstattet. Mit Verweis auf die
Ausschöpfung des Haushaltsti-
tels wurde diese Praxis bereits

2011 „vorübergehend“ einge-
stellt.

Der tbb hatte sich in seinem
jüngsten Gespräch mit dem
Minister am 13. Januar dieses
Jahres dafür eingesetzt, dass
die Reisekosten ab 2012 wie-
der erstattet werden. Im Ge-
spräch zeigte sich Matschie of-
fen gegenüber dieser Forde-
rung. Mit Schreiben vom
28. Februar ließ der Minister
über Mitarbeiter seines Hauses
verkünden, dass er ab dem
Haushaltsjahr 2012 mit Ver-
weis auf die Haushaltslage
dem Anliegen des tbb nicht
entsprechen wird. 

Für die Dauer des Vorberei-
tungsdienstes erhalten Lehr-
amtsanwärter in Thüringen ei-
nen so genannten Anwärter-

grundbetrag in Höhe von
1 132,50 Euro bis 1 197,37
Euro brutto (abhängig von der
jeweiligen Schulart). Je nach
Steuerklasse bleiben ihm da-
von 850 bis 900 Euro netto.
Nach Abzug der Kosten für
Miete, Krankenversicherung,
Bücher und Fachzeitschriften,
Unterrichtsmaterialien, Essen
und Versicherungen bleiben in
den wenigsten Fällen mehr als
100 Euro übrig. Diese müssen
ohne Reisekostenerstattung
bei einer durchschnittlichen
Fahrstrecke von einmal wö-
chentlich 80 Kilometer für Hin-
und Rückfahrt ausschließlich
für die vorgeschriebenen Fahr-
ten zum Studienseminar auf-
gewendet werden. Derzeit gibt
es in Thüringen noch zwei Stu-
dienseminare in Erfurt und

Gera mit Außenstellen in Arn-
stadt und Jena.

Darüber hinaus findet die Aus-
bildung der Anwärter an der
jeweils zugewiesenen Ausbil-
dungsschule statt. �

Lehramtsanwärter:

Keine Fahrtkostenerstattung
Mit Schreiben vom 28. Februar 2012 erklärt das Thüringer Bildungsministerium gegenüber dem
Beamtenbund, dass Lehramtsanwärter auch künftig keine Fahrtkosten erstattet bekommen. „Das
ist Sparen an der falschen Stelle, ohne die Konsequenzen zu sehen“, rügt der Landesvorsitzende
des Thüringer Beamtenbundes, Helmut Liebermann.

Urlaubsregelung im Tarifbereich:

30 Tage für alle
Nach der Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richts vom 20. März 2012 zur tariflichen Rege-
lung der Urlaubsdauer verstößt die Staffelung
durch das Lebensalter in § 26 Absatz 1 Satz 2
TVöD gegen das Verbot der Diskriminierung
wegen des Alters und ist damit unwirksam. 

In den Augen der Bundesrichter
hat die unterschiedliche Ur-
laubsdauer nach dem TVöD von
Beschäftigten unter 30 Jahren
(26 Arbeitstage), zwischen 30
und 39 Jahren (29 Arbeitstage)
sowie ab 40 Jahren (30 Arbeits-
tage) vor dem Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) keinen Bestand. Vielmehr

sind Beschäftigte vor Vollen-
dung des 40. Lebensjahres
durch einen geringeren als 30
Arbeitstage umfassenden Erho-
lungsurlaub unmittelbar be-
nachteiligt (§ 7 Absatz 1 und
Absatz 2 in Verbindung mit § 1
AGG). Diese Diskriminierung
kann nur durch die Anpassung
des individuellen Urlaubsan-

spruches nach oben, sprich auf
die Dauer von 30 Arbeitstagen
bei Verteilung der Wochenar-
beitszeit auf die Fünftagewo-
che, beseitigt werden (BAG, Ur-
teil vom 20. März 2012, Az.: 9
AZR 529/10).

Das Urteil kann folglich nur für
Beschäftigte einen zusätz-
lichen Urlaubsanspruch bewir-
ken, die jünger als 40 Jahre
sind und demzufolge noch ei-
nen bisherigen Urlaubsan-
spruch von weniger als 30 Ta-
gen haben.

Tarifbereich

Das Urteil bewirkt unmittelbar
für alle Arbeitsverhältnisse, die
dem TVöD unterliegen, für den
Regelfall der Beschäftigung in
einer Fünftagewoche einen An-
spruch auf einen Jahresurlaub

>

von 30 statt 26 oder 29
Arbeitstagen.

Das Urteil erstreckt sich auch
auf Arbeitsverhältnisse, die an-
deren Tarifverträgen unterlie-
gen und hinsichtlich Urlaubs-
dauer auf den TVöD Bezug neh-
men. Dies trifft insbesondere
auf Auszubildende und Prakti-
kanten zu, die zum Beispiel
nach TVAöD AT, nach TVPöD,
TVA-L BBiG, TVA-L Pflege, TV
Prakt-L, BBk-AzubiTV oder
TVN-BA beschäftigt sind.

Das Urteil erstreckt sich auch
auf Arbeitsverhältnisse, die ei-
nem Tarifvertrag unterliegen,
der eine dem TVöD entspre-
chende wortgleiche Altersstaf-
felung hinsichtlich Urlaubsdau-
er beinhaltet. Hierzu gehören
beispielsweise der TV-L und der
TV-BA.
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Das Urteil erstreckt sich nicht
auf Arbeitsverhältnisse, die kei-
nen Bezug zu einem Tarifver-
trag haben und bei denen zum
Beispiel der Urlaubsanspruch
einzelvertraglich geregelt ist.

Das Urteil erstreckt sich eben-
falls nicht auf Arbeitsverhält-
nisse, die auf Tarifregelungen
Bezug nehmen, die anstelle der
altersdiskriminierenden Ur-
laubsstaffelung wirksame Diffe-
renzierungen nach Entgeltgrup-
pen sowie nach der Dauer der
Betriebszugehörigkeit oder
nach Beschäftigungsjahren an-
führen wie beispielsweise der
TV-V (Versorgungsbetriebe).

Abweichende 
Arbeitszeit

Verteilt sich die regelmäßige
wöchentliche Arbeitszeit auf
mehr oder weniger als fünf Ta-
ge in der Woche, berechnet sich
der Urlaubsanspruch nach der
Anzahl der Arbeitstage der
durchschnittlichen Arbeitswo-
che im Verhältnis zu einer Ar-
beitswoche mit fünf Arbeitsta-

>

gen. Verbleibt bei der Berech-
nung des Urlaubs ein Bruchteil,
der mindestens einen halben
Urlaubstag ergibt, wird auf ei-
nen vollen Urlaubstag aufge-
rundet (§ 26 Absatz 1 Satz 5
TVöD). 

Für die Berechnung des Ur-
laubsanspruchs kommt es
nicht auf die durchschnittliche
tägliche Arbeitszeit an, maß-
geblich ist vielmehr die Vertei-
lung der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit auf die
Arbeitstage in der Woche. Dies
bedeutet insbesondere, dass
Teilzeitbeschäftigte den glei-
chen Urlaubsanspruch wie
Vollbeschäftigte haben. 

Beispiele und Musterschreiben
können auf der Homepage des
tbb abgerufen werden.

Urlaubstage 
für 2011 und 2012 

Die Geltendmachung von zu-
sätzlichen Urlaubstagen ab
dem laufenden Kalenderjahr
2012 erfolgt individuell durch

>

den Beschäftigten, Auszubil-
denden oder Praktikanten. 

Für das Jahr 2011 ist die Tarif-
regelung zu beachten, dass der
nach dem Bundesurlaubsge-
setz übertragene Urlaub regel-
mäßig bis zum 31. März des
Folgejahres anzutreten ist, das
heißt, der erste beantragte Ur-
laubstag muss spätestens der
letzte individuelle Arbeitstag
des Monats März 2012 sein.
Kann dies wegen Arbeitsunfä-
higkeit, aus dienstlichen oder
betrieblichen Gründen nicht
erfolgen, so ist der Resturlaub
im Fall der Übertragung in der
Regel bis zum 31. Mai anzutre-
ten. Weitergehende Fristen
können im Einzelfall einschlä-
gig sein.

Für das abgelaufene Kalender-
jahr 2011 wäre deswegen un-
verzüglich ein Antrag auf Über-
tragung des zusätzlichen Ur-
laubsanspruchs in das Kalen-
derjahr 2012 zu stellen, ver-
bunden mit dem Antrag, die-
sen bis zum 31. März 2012 an-
zutreten.

Das Antragsmuster sieht vor,
dass seitens des Arbeitgebers
eine Eingangsbestätigung erbe-
ten wird. Dies kann entbehrlich
werden, wenn stattdessen bei
der Posteingangsstelle des Ar-
beitgebers eine Antragskopie
vorgelegt wird, auf der der Ein-
gang des Originals mit Datum
und Unterschrift bestätigt wird.

Beamtenbereich

Da in diesem Bereich die Thü-
ringer Urlaubsverordnung als
Rechtsgrundlage anzuwenden
ist, ergibt sich nicht die Not-
wendigkeit so kurzfristiger An-
tragstellung wie im Tarifbe-
reich, da der Jahresurlaub bezie-
hungsweise Teile des Jahresur-
laubs noch bis zum 30. Septem-
ber des Folgejahres gewährt
werden können.

Die Darstellung der Auswirkun-
gen auf den Bereich der Thürin-
ger Landes- und Kommunalbe-
amten wird in einem weiteren
tbb konkret erfolgen.

Helmut Liebermann

>

Die Mitglieder der Arbeitsgrup-
pe begrüßten, dass es zehn
Länder gibt, die bereit sind, auf
diesem Gebiet zusammenzu-
arbeiten. Dies sei ein gutes Zei-
chen, da es bereits fünf unter-
schiedliche Landesstrafvoll-
zugsgesetze in den Ländern
Baden-Württemberg, Bayern,
Hamburg, Hessen und Nieder-
sachsen gibt. 

Der durch die zehn Landesjus-
tizverwaltungen erarbeitete
Gesetzentwurf sei noch nicht
durch die politischen Gremien

dieser Länder gegangen. Es sei
zu befürchten, dass dieser ge-
meinsame Entwurf nach den
parlamentarischen Anhörungen
und Prüfungen in zehn weiteren
unterschiedlichen Gesetzen en-
den werde. Zudem habe der
Freistaat Thüringen offiziell ver-
kündet, im Widerspruch zu den
anderen neun Bundesländern
an der Arbeitspflicht der Gefan-
genen festzuhalten.

Aus Sicht der Arbeitsgruppe ist
die Arbeit im Strafvollzug ein
wesentlicher Bestandteil des

Resozialisierungsprozesses, der
darüber hinaus einen wichti-
gen finanziellen Aspekt in der
Haushaltsplanung darstellt. So
sind im Haushaltsplan 2012
rund 1,5 Millionen Euro als Ein-
nahmen der Arbeitsbetriebe
im Justizvollzug des Freistaats
Thüringen eingeplant. 

„Dies ist nur ein Beispiel“, sagt
Gerd Schulz, Vorsitzender des
BSBD Thüringen. „Nachdem
der Entwurf die Parlamente
passiert hat, werden wir auch
zehn unterschiedliche Gesetze

für den Strafvollzug haben.
Dies hat die Vergangenheit be-
reits bei der Verabschiedung
der Jugendstrafvollzugsgeset-
ze und der Untersuchungshaft-
vollzugsgesetze gezeigt.“

Als lobenswert wurde auch die
Absichtserklärung zur Umge-
staltung des Vollzuges zu ei-
nem moderneren und zeitge-
mäßen Strafvollzug gewertet.
Jedem müsse aber klar sein,
das dieser nicht zum Nulltarif
erhältlich sei, sondern enorme
Personalkosten und Baukosten

Strafvollzugsgesetz:

BSBD kritisiert Entwurf
Am 27. und 28. Februar 2012 trafen sich die Vertreter der BSBD-Landesverbände Berlin, Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thüringen in Erfurt, um intensiv über den Entwurf eines gemeinsamen Strafvollzugsge-
setzes, der durch die Justizverwaltungen dieser Länder erarbeitet wurde, zu diskutieren.



Deshalb startete der tlv im
Februar seine Kampagne
„Stoppt den Lehrerkollaps“.

Leider war Bildungsminister
Christoph Matschie nicht be-
reit, die Botschaft und damit
die Hilfe des tlv als Unterstüt-
zung anzunehmen.

In Thüringen werden viele gute
und junge Lehrerinnen und
Lehrer ausgebildet, dringend
gebraucht und trotzdem nicht
eingestellt. Wir bilden für die
anderen Bundesländer aus.
Mit seiner Petition „Ich will
Lehrer in Thüringen werden –
Für die Übernahme der Lehr-
amtsanwärter in den Schul-
dienst“ fordert der tlv die in
der Koalitionsvereinbarung
ausgewiesene Einstellung von
jährlich rechnerisch 500 neuen
Lehrern in Vollzeit bis 2015 zu
attraktiven Bedingungen. Dazu
gehört auch die Verbeamtung.
Bildung braucht Zukunft und
Sicherheit. Die insgesamt 
3 469 Unterzeichner dieser
Petition machen deutlich, wie

dringend notwendig es ist,
hier in Thüringen eine Lösung
dieses Problems zu finden. 

Zusätzlich zum Problem des
Lehrermangels sorgt das hohe
Durchschnittsalters der Thü-
ringer Lehrerinnen und Lehrer
von 52 Jahren und die damit
verbundene Abnahme der Be-
lastbarkeit für eine weitere
Verschärfung des Problems.
Die Folge ist eine stark angestie-
gene Anzahl von Unterrichts-
stunden, die entweder ganz
ausfallen oder nicht fachgerecht
vertreten werden müssen.

Innerhalb der Kampagne
„Stoppt den Lehrerkollaps“,
die ein breites Medieninteres-
se gefunden hat, macht der
tlv- Landesvorsitzende Rolf
Busch in zahlreichen Podiums-
diskussionen in den Kreisver-
bänden auf die prekäre Lage in
Thüringen aufmerksam. Viele
der anwesenden politischen
Vertreter versprachen, bei  der
Durch- setzung der Forderun-
gen Unterstützung. „Wir müs-

sen die Schulen in die Lage ver-
setzen, die immer schwerer
werdende Zeit meistern zu
können“, verleiht Rolf Busch
der Forderung nach Neuein-
stellungen Nachdruck. Endlich
reagierte auch Minister Mat-

> dbb regional magazin | April 2012

Th
ü

ri
n

g
e

n

18

dbb regional>

Kampagne des tlv:

„Stoppt den Lehrerkollaps“
Die prekäre Lehrersituation beschäftigt die Mitglieder des tlv thüringer lehrerverband schon sehr lange.
Bereits bei den Floatingverhandlungen in den 90er-Jahren wurde auf die verheerenden Folgen eines
Lehrermangels hingewiesen und andere Lösungen aufgezeigt. Die Situation hat sich nun so sehr zuge-
spitzt, dass sich im Interesse unserer aktiven  Kolleginnen und Kollegen unbedingt etwas ändern muss. 

verursachen werde. „Allein
daran werden bei den gegen-
wärtigen Finanzproblemen
und Sparmaßnahmen einige
Vorhaben scheitern und auf
der Strecke bleiben. Somit
bleibt es wie bei der Umset-
zung vergangener Gesetze bei
bloßen Absichtserklärungen“,
so Schulz.

Auch eine stärkere Ausrichtung
auf die Behandlung der Gefan-
genen wurde vom Grunde her
begrüßt. Gleichzeitig wurde
aber auch festgestellt, dass
dies eine deutliche Erhöhung

der Therapieplätze in den Län-
dern erfordert und dass die
Anzahl der Therapeuten
(Psychologen und andere Fach-
dienste) stark erhöht werden
muss. Dies ist ebenfalls mit er-
heblichen finanziellen Mitteln
verbunden und lässt somit
befürchten, dass diese Maß-
nahmen ebenfalls an den lee-
ren Kassen der Länder schei-
tern werden.

Der vorliegende Gesetzesent-
wurf lässt aber auch nicht er-
kennen, dass der Strafvollzug
gemäß der Sichtweise des

Bundesverfassungsgerichtes
dem Sühnegedanken Rech-
nung zu tragen hat.

Abschließend sei noch ein
konkretes Beispiel für die Un-
einheitlichkeit des Strafvoll-
zuges in Deutschland zu nen-
nen. Bei der Gewährung von
Lockerungen (Ausgang) erhält
ein Lebenslänglicher im föde-
ralem Strafvollzug der Bun-
desrepublik Deutschland, bei
Realisierung des vorliegenden
Gesetzentwurfes, nach gera-
de mal fünf Jahren die Mög-
lichkeit des Aufenthaltes in

der Freiheit, während derselbe

Gefangene in Niedersachsen

frühestens nach acht Jahren

oder in Bayern nach zehn Jah-

ren in den Genuss einer sol-

chen Lockerung kommen kann. 

Ebenso unerklärlich ist, warum

Gefangene in diesem Gesetz-

entwurf besser gestellt wer-

den als in der Freiheit lebende

unbescholtene Bürger. Dies be-

zieht sich insbesondere auf die

medizinische Versorgung und

auf die Abwesenheiten (früher

Urlaub) aus dem Vollzug. �

Rolf Busch und Katharina Weber übergeben die Petition an die Mitar-
beiter der Landtagsverwaltung.

>

Übergabe der Petition des tlv an den Thüringer Landtag

3 469 Unterschriften sind ein lauter Warnruf an die Thüringer
Landesregierung. Genau so viele Personen haben die Petition „Ich
will Lehrer in Thüringen werden – Für die Übernahme der Lehr-
amtsanwärter in den Schuldienst“ unterzeichnet. Am 29. März
2012 wurden die gesammelten Unterschriften von der Initiatorin
Katharina Weber, Sprecherin der Junglehrer beim tlv thüringer
lehrerverband, und Rolf Busch, tlv-Landesvorsitzender, an den
Thüringer Landtag übergeben. �

> Info

schie und versprach eine Erhö-
hung der geplanten Einstellun-
gen von ursprünglich 300 auf
380 Stellen noch in diesem Jahr.

Rolf Busch,
Vorsitzender tlv thüringer

lehrerverband
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DEUTSCHLAND

ERHOLUNG UND URLAUB

MEISSEN / Dresden ist immer schön. 
01662 Meisastr. 26, 03521/454367,
DZ ab 35 ¤/Tag f. Ü+F/EZ ab 25 ¤

www.gaestehaus-wittig.de

Nordseeküste Friedrichskoog,
FeWo in Strandnähe. Ideal für Paare.

wein.hohenlockstedt@gmx.de
Tel. 04826/2966

Loreley, FeWo, 71 m2, 2–4 Pers., 35 EUR 
(2 Pers.), jede weitere Pers. 6 EUR.

Tel. 06741/347 
www.ferienwohnung-loreley-mittelrhein.de

Unser Anzeigenteam
erreichen Sie unter:

02102/74023-0

Tarifbereich

Im Tarifbereich kann grund-
sätzlich eine Freistellung von
der Arbeitsleistung unter Fort-
zahlung des Entgelts zur Wahr-
nehmung gewerkschaftlicher
Zwecke gewählten Vertreterin-
nen und Vertretern der Gre-
mien von Gewerkschaften ge-
währt werden (Nach § 29 Abs.
4 TVöD bzw. § 29 Abs. 4 TV-L).
Sofern nicht dringende dienst-
liche oder betriebliche Gründe
entgegenstehen, kann der Be-
schäftigte für bis zu acht Ar-
beitstage freigestellt werden.
Zur Teilnahme an Tarifverhand-
lungen mit den Vertragspart-
nern des TVöD beziehungs-
weise des TV-L auf Diensther-
ren- beziehungsweise Arbeit-
geberseite kann eine Arbeits-
befreiung unter Fortzahlung
des Entgelts ohne zeitliche Be-
grenzung erfolgen. Schließlich
kann der Beschäftigte freige-
stellt werden zur Teilnahme an
Sitzungen von Prüfungs- und
von Berufsbildungsausschüs-
sen nach dem Berufsbildungs-
gesetz sowie für eine Tätigkeit
in Organen von Sozialversiche-
rungsträgern.

Beamtenbereich 
(Thüringen):

Beamtinnen und Beamte, die
beim Land selber, bei Gemein-
den, Gemeindeverbänden oder
der Landesaufsicht unterlie-
genden Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts tätig sind
und Richterinnen und Richter
in Thüringen haben nach der
Verordnung über den Sonder-
urlaub ohne Anrechnung auf
den Erholungsurlaub unter

>

>

Fortgewährung der Besoldung
der Beamtinnen und Beamten
die Möglichkeit, eine sechs-
tägige bezahlte Freistellung
für gewerkschaftliche Zwecke
in Anspruch zu nehmen. Aus-
nahmsweise mit Zustim-
mung der obersten Dienst -
behörde oder der von ihr er -
mächtigten Behörde kann der
Sonderurlaub bis zu zwölf Ar-
beitstagen im Jahr betragen 
(§ 18 ThürUrlVO). An die „be-
sondere Begründung“ für eine
Erweiterung auf zwölf Tage ist
dabei ein besonders hoher
Maßstab zu legen. So hatte das
VG Koblenz (Az.: 2 K 174/10.KO)
in einem Urteil sogar „außer-
gewöhnliche Umstände“ als
Maßstab gefordert und dies
wie folgt begründet: Die Frei-
stellung von Beamten erfolge
in erster Linie deshalb, weil
derartige Berufsorganisatio-
nen zur Mitwirkung bei der
Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen auch im Bereich des
öffentlichen Dienstes berufen
seien und die Teilnahme der
Beamten erfordere. Diesem
Zweck entsprechend fördere
der Dienstherr die Vorstandsar-
beit lediglich in begrenztem
Rahmen, über den nur beim
Vorliegen außergewöhnlicher
Umstände hinausgegangen
werden dürfe. Die Anzahl der
Tage, für die ein Anspruch auf
Freistellung besteht, kann in
Abhängigkeit von der indivi-
duellen Arbeitszeitregelung
variieren. Sie ist im Grunde auf
eine regelmäßige Fünf-Tage-
Woche ausgelegt. Wenn die
Anzahl der individuellen Ar-
beitstage im Verlaufe eines
Jahres hiervon abweicht, so

Sonderurlaub für Gewerkschaftsarbeit:

Ihre Zeit fürs Engagement
Erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit setzt viel Einsatzbereitschaft der Mitglieder voraus, was oft mit
erheblichem Zeitaufwand verbunden ist. Wer sehr engagiert arbeitet, kann sich vom Arbeitgeber
oder Dienstherrn für gewerkschaftliche Aufgaben kurzfristig freistellen lassen oder Sonderurlaub
beantragen. Dazu müssen allerdings Auflagen erfüllt werden.

verändert sich auch der An-
spruch auf Bildungsurlaub. 

Antrag erforderlich

Der Sonderurlaub muss bean-
tragt werden. Bei der Beantra-
gung muss dem Dienststellen-
leiter die Möglichkeit gegeben
werden, die Voraussetzungen
der Freistellung zu überprüfen.
Der Dienstherr kann den Son-
derurlaub wegen dringender
betrieblicher Belange zurück-
weisen. Dringende betriebliche
Belange kann der Arbeitgeber
in dem Fall geltend machen,
wenn die Freistellung des Ar-
beitnehmers zu dem ge-
wünschten Zeitpunkt den Be-
triebsablauf erheblich beein-
trächtigt. Eine bloße Störung
reicht nicht aus, da diese bei
einer urlaubsbedingten Abwe-
senheit zwangsläufig zu er-

>

warten ist und der Dienstherr
durch entsprechende Personal-
planung gegensteuern kann.
Vor allem zu Saison- und Kam-
pagnezeiten, wie der Weihn-
achtszeit im Einzelhandel, be-
stehen dringende betriebliche
Belange. Maßgebend ist aber
immer eine Interessenabwä-
gung. Verweigert die Dienst-
stellenleitung die Freistellung,
gibt es nur die Möglichkeit, im
Wege des einstweiligen
Rechtsschutzes – alle anderen
gerichtlichen Verfahren sind zu
zeitaufwändig – die Arbeitsbe-
freiung durchzusetzen. Dies
dürfte jedoch in der Regel un-
realistisch sein, weil Gerichte
sich schwer damit tun, in die-
ser Verfahrensart Fakten zu
schaffen, die nicht mehr revi-
dierbar sind.  �

Eine Länderübersicht zum Sonderurlaub finden Sie unter:
http://bit.ly/He2FKJ �

> Web-Tipp:
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Unsere Berliner Auslieferung erreichen Sie unter
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Erfolgreich Immobilien ersteigern
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praxis

• Sieben-Punkte-Plan für erfolgreiches Bieten
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Was Sie davon haben:

Das Ersteigern eines Hauses oder einer Wohnung –

die preisgünstige Alternative zum Bauen oder
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haft an den vorgeschlagenen Sieben-Punkte-Plan

hält, ist seinen Bietkonkurrenten eine Nasenlänge

voraus.

So bestellen Sie ganz einfach:

Sie können mit untenstehendem Bestellcoupon per

Post oder Fax bestellen. Oder Sie teilen uns Ihren

Wunsch per E-Mail oder über Internet mit.

BESTELLCOUPON

__ Exemplar/e „Erfolgreiches Ersteigern von Haus oder 

Wohnung – 2. Auflage“

Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

Datum/Unterschrift

Name

Anschrift


